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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg
vom 12. Juni 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten des KlÃ¤gers
sind von der Beklagten auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die Feststellung einer Berufskrankheit nach Nr. 2108 der
Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung (BKV).

Er wurde 1959 in der Republik TÃ¼rkei geboren und reiste erstmals 1976 in die
Bundesrepublik Deutschland ein. 1979 kehrte er zur Ableistung des MilitÃ¤rdienstes
in sein Heimatland zurÃ¼ck. 1986 reiste er dauerhaft in das Bundesgebiet ein.
Ohne einen Beruf erlernt zu haben, arbeitete er von 1988 bis Mitte 1991 als
KÃ¼chenhelfer. Ab August 1991 bis August 2017 bestand ein ArbeitsverhÃ¤ltnis mit
MP in K., wobei er im StraÃ�enbau eingesetzt war. Mitte Februar 2016 erkrankte er
dauerhaft arbeitsunfÃ¤hig. Mittlerweile hat er bei der TrÃ¤gerin der gesetzlichen
Rentenversicherung beantragt, ihm eine Rente wegen voller Erwerbsminderung zu
gewÃ¤hren.
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Die K., wo der KlÃ¤ger gegen Krankheit gesetzlich versichert war, zeigte der
Beklagten im Juni 2016 den Verdacht auf eine Berufskrankheit an. Zudem
Ã¼bersandte sie ihr Leistungsverzeichnis. Im gleichen Monat teilte der KlÃ¤ger der
Beklagten mit, die Beschwerden der WirbelsÃ¤ule seien im unteren Abschnitt
aufgetreten. Sie seien stÃ¤ndig vorhanden. Zudem machte er konkrete Angaben zu
den ArbeitsvorgÃ¤ngen seiner beruflichen TÃ¤tigkeit bei MP.

Dr. Ki., Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin, teilte im August 2016 mit, der KlÃ¤ger
habe ihn wegen Beschwerde der WirbelsÃ¤ule erstmals im Oktober 1998
kontaktiert. Er habe Schmerzen in der Hals- und BrustwirbelsÃ¤ule geÃ¤uÃ�ert.
Festgestellt habe er multiple Blockierungen der Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule.

Dr. Kr., Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie, diagnostizierte im Februar
2009 unter anderem einen lumbalen Bandscheibenvorfall im Segment L5/S1
(ICD-10 M51.2). Dr. Be., Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie, stellte bei
seiner erstmaligen Konsultation im MÃ¤rz 2016 eine akute und rezidivierende
Lumbalgie (ICD-10 M54.5), eine BewegungseinschrÃ¤nkung der LendenwirbelsÃ¤ule
(ICD-10 M53.3), eine Blockierung im Illiosakralgelenk links (ICD-10 M99.84) sowie
eine Beckenverwringung (ICD-10 M59.9) fest. Der KlÃ¤ger habe Ã¼ber
RÃ¼ckenschmerzen seit einer Woche mit einer BewegungseinschrÃ¤nkung geklagt.
Er gehe von einer haltungsbedingten Problematik aus.

Dr. Hi., Facharzt fÃ¼r Radiologie und Neuroradiologie, berichtete Ã¼ber die
Magnetresonanztomographie der LendenwirbelsÃ¤ule im April 2016, es hÃ¤tten
eine saumartige, etwa 5 mm tiefe und rechts mediolateral betonte breitbasige,
subligamentÃ¤re Diskusprotrusion mit einer geringen Impression des weit
abgrenzbaren Dursalsackes und einer Tangierung der abgehenden rechten
L4-Nervenwurzel im Segment L3/4 vorgelegen. Zudem seien eine gering
ausgeprÃ¤gte, breitbasige subligamentÃ¤re Diskusprotrusion im Abschnitt L4/5 mit
einer geringen Impression des Duralsackes festgestellt worden. Weiter sei eine
breitbasige und links mediolateral betonte subligamentÃ¤re Diskusprotrusion bis
kurz vor die abgehende linke S1-Nervenwurzel erkannt worden. Geringe
Chondrosen mit einer beginnenden HÃ¶henminderung im Bereich L3/4 bis L5/S1
seien gesehen worden. Die Ã¼brigen WirbelkÃ¶rper, die BandscheibenfÃ¤cher, die
Facettengelenke und die umgebenden Weichteile seien unauffÃ¤llig gewesen. Die
Neuroforamina sei ausreichend weit gewesen.

Prof. Dr. Gl., Ã�rztlicher Direktor des InterdisziplinÃ¤ren Zentrums fÃ¼r
Rheumatologie, WirbelsÃ¤ulenleiden und NeuromuskulÃ¤re Erkrankungen der
S.-Klinik in B., diagnostizierte nach dem stationÃ¤ren Aufenthalt des KlÃ¤gers vom
1. bis 13. Juni 2016 ein Lumbalsyndrom sowie BandscheibenvorfÃ¤lle im Segment
L4/5 breitbasig bis beidseits foraminal mit einem Wurzelreizsyndrom in L5 links und
im Abschnitt L3/4 median rechts betont mit einem Wurzelreizsyndrom in L4 rechts.
Der KlÃ¤ger habe berichtet, vor ungefÃ¤hr zehn Wochen beim Greifen nach einem
Teller, der sich in der SpÃ¼lmaschine befunden habe, einen plÃ¶tzlich lumbal
einschieÃ�enden Schmerz verspÃ¼rt zu haben.

Der Leitende Arzt der OrthopÃ¤die, Da. M-Klinik in B., diagnostizierte nach dem
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stationÃ¤ren Aufenthalt des KlÃ¤gers vom 21. Juni bis 12. Juli 2016 unter anderem
chronische Beschwerden im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule bei einem
Bandscheibenvorfall im Segment L3/4 mit einer Wurzeltangierung in L4 rechts
(ICD-10 M51). Seine berufliche TÃ¤tigkeit umfasse das gesamte Spektrum des
StraÃ�enbaus. Er sei Ã¤uÃ�eren EinflÃ¼ssen bezÃ¼glich des Klimas, der zu
verarbeitenden Materialien sowie LÃ¤rm- und RÃ¼ttelbelastungen ausgesetzt.
Oftmals mÃ¼ssten Zwangshaltungen eingenommen werden. Die Arbeitsbelastung
werde vom KlÃ¤ger als Ã¼berwiegend schwer bis sehr schwer eingeschÃ¤tzt. Das
Unternehmen habe vier Mitarbeiter. Die tÃ¤gliche Arbeitszeit betrage acht Stunden
im Rahmen einer Vierzig-Stunden-Woche.

Die Beklagte holte von Dr. Wo., Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie, die
beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme von September 2016 ein. Bei
Bandscheibenprotrusionen in den Segmenten L4/5 und L5/S1 handele es sich nach
den Konsensempfehlungen um die Konstellation D2. HierfÃ¼r sei eine
Verlaufsbeurteilung angezeigt, weil ein belastungskonformes Schadensbild nicht
vorliege. Bei einem Bandscheibenvorfall im HÃ¶he L3/4 und einer fehlenden
Begleitspondylose habe kein Konsens bestanden. Er empfehle eine
Verlaufsbeobachtung. Wesentliche konkurrierende Ursachen lieÃ�en sich fÃ¼r die
Krankheiten des KlÃ¤gers nicht feststellen.

Das RegierungsprÃ¤sidium Stuttgart teilte im Oktober 2016 der Beklagten mit, den
Fall gewerbeÃ¤rztlich nicht zu bearbeiten.

Mit Bescheid vom 17. Oktober 2016 lehnte die Beklagte die Feststellung einer
Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur BKV beim KlÃ¤ger ab. AnsprÃ¼che
auf Leistungen bestÃ¼nden nicht. Dies gelte auch fÃ¼r Leistungen oder
MaÃ�nahmen, die geeignet seien, dem Entstehen einer Berufskrankheit
entgegenzuwirken.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger Widerspruch ein und Ã¼bersandte das Gutachten von
Dr. Sc.-R., Medizinischer Dienst der Krankenversicherung B., von September 2016.
Aus sozialmedizinischer Sicht sei die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers als Pflasterer
im StraÃ�enbau aufgrund der degenerativen VerÃ¤nderungen im Bereich der
LendenwirbelsÃ¤ule, insbesondere bezÃ¼glich schwerer Hebe- und
Tragebelastungen, oder bei TÃ¤tigkeiten in Zwangshaltungen der WirbelsÃ¤ule
unter einer Gewichtsbelastung, gemindert.

Dr. Wo. fÃ¼hrt in seiner ergÃ¤nzenden beratungsÃ¤rztlichen Stellungahme von
MÃ¤rz 2017 aus, durch diese weitere Expertise sei lediglich eine chronische
Symptomatik im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule belegt. Die
UmbauverÃ¤nderungen in der WirbelsÃ¤ule entsprÃ¤chen jedoch keinem
belastungskonformen Schadensbild.

Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 20. Juli 2017
zurÃ¼ckgewiesen.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 2. August 2017 Klage beim Sozialgericht Freiburg
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(SG) erhoben, welches Dr. Sa., Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die mit der Weiterbildung
auf dem Gebiet der speziellen Schmerztherapie, schriftlich als sachverstÃ¤ndigen
Zeugen befragt, der im Oktober 2017 geantwortet hat. Er habe ihn erstmals im
Februar 2017 ambulant behandelt. Die Hauptproblematik habe nicht im
kÃ¶rperlichen Bereich gelegen. Es hÃ¤tten sich keine neurologischen Defizite
gefunden, die fÃ¼r eine bandscheibenbedingte Erkrankung sprÃ¤chen. Er hat unter
anderem den Bericht des Arztes fÃ¼r Neurologie, Psychiatrie und Psychotherapie
Wi. von November 2016 vorgelegt, der eine SomatisierungsstÃ¶rung, einen Tinnitus
und eine Lumboischialgie links diagnostiziert hat. Der KlÃ¤ger habe berichtet, der
Tinnitus mache ihn wahnsinnig. Er schlafe deswegen nicht durch und leide unter
Schmerzen.

Der Chefarzt Best der Abteilung Rehabilitation der Sc.-Klinik in A. diagnostizierte
nach dem stationÃ¤ren Aufenthalt des KlÃ¤gers vom 16. November bis 14.
Dezember 2017 unter anderem eine mittelgradige depressive Episode (ICD-10
F32.1), eine anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung (ICD-10 F45.40), lumbale
und sonstige BandscheibenschÃ¤den mit einer Radikulopathie (ICD-10 M51.1),
einen Tinnitus aurium (ICD-10 H33.1), ein Impingmentsyndrom der Schulter (ICD-10
M75.4) sowie BandscheibenschÃ¤den, nicht nÃ¤her bezeichnet, einen beidseitigen
HÃ¶rverlust durch eine SchallempfindungsstÃ¶rung, LÃ¤rmschÃ¤digungen des
Innenohres und sonstige MeniskusschÃ¤digungen. Im psychotherapeutischen
AufnahmegesprÃ¤ch habe der KlÃ¤ger erwÃ¤hnt, seit zehn Jahren unter einem
chronischen Tinnitus sowie Ein- und DurchschlafstÃ¶rungen zu leiden. Es sei wie ein
SÃ¤gewerk in seinem Kopf und bestÃ¼nde Tag und Nacht. Deshalb habe er sich
seit zwei Jahren in einer ambulanten psychiatrischen Behandlung befunden und
Medikamente eingenommen. Somatisch habe er durch BandscheibenvorfÃ¤lle
kÃ¶rperliche Schmerzen beklagt. In den letzten drei Monaten seien familiÃ¤re
Belastungsfaktoren hinzugekommen. Seine Ehefrau, die zum Teil im Rollstuhl sitze,
pflege er neben der AusÃ¼bung seines Berufes seit 2014. ZusÃ¤tzlich mÃ¼sse er
den Haushalt bewÃ¤ltigen. DarÃ¼ber hinaus seien Probleme wegen der Trennung
und spÃ¤teren Scheidung seiner Tochter von ihrem Ehemann hinzugekommen. Vor
einem Jahr habe er 10 kg an Gewicht zugenommen. In seiner Freizeit unternehme
er SparziergÃ¤nge und Ã¼be die Gartenarbeit aus. Er gehe zweimal wÃ¶chentlich
zum Fitnesstraining und in ein Heilbad.

Nach vorheriger AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das SG die Klage mit
Gerichtsbescheid vom 12. Juni 2018 abgewiesen. Beim KlÃ¤ger liege zwar eine
bandscheibenbedingte Erkrankung im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule vor. Es
bestÃ¼nden Protrusionen in den Segmenten L3/4, L4/5 und L5/S1 mit einer
Einengung des Spinalkanals. Diese Erkrankungen seien jedoch bei nicht
vorhandenen wesentlich konkurrierenden Ursachenfaktoren und einer fehlenden
Begleitspondylose nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit durch die
ausgeÃ¼bte BerufstÃ¤tigkeit und die dortigen schÃ¤digenden Einwirkungen
verursacht worden. Nach den Konsensempfehlungen liege beim KlÃ¤ger die
Konstellation D2 vor, wonach ein Zusammenhang nicht wahrscheinlich sei. Lediglich
bei FortfÃ¼hrung der belastenden TÃ¤tigkeit wÃ¤re mÃ¶glicherweise eine erneute
Begutachtung erforderlich, weil im weiteren Verlauf eine berufliche Verursachung
noch erkennbar werden kÃ¶nnte. Der KlÃ¤ger Ã¼be seine berufliche TÃ¤tigkeit
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derzeit jedoch nicht mehr aus.

Gegen die den vormaligen BevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers am 19. Juni 2018
zugestellte Entscheidung hat dieser am 17. Juli 2018 Berufung beim
Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt.

Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ist Prof. Dr. Schl.,
Chefarzt der Chirurgie, Unfall- und Wiederherstellungschirurgie sowie
Kindertraumatologie des St. Josefskrankenhauses in Freiburg, mit der Erstattung
eines Gutachtens beauftragt worden. Nach seiner ambulanten Untersuchung am 6.
Februar 2019 hat er ausgefÃ¼hrt, er leide im Bereich der WirbelsÃ¤ule an einer
rezidivierenden Lumbago bei bekannten BandscheibenvorfÃ¤llen (ICD-10 M54.5)
und einer BewegungseinschrÃ¤nkung der LendenwirbelsÃ¤ule (ICD-10 M43.3).
Unter BerÃ¼cksichtigung des Berufsbildes des KlÃ¤gers mit einer TÃ¤tigkeit von
mehr als 25 Jahren im StraÃ�enbau und der beschriebenen Belastung mit einem
Tragen beziehungsweise Umsetzen von Bordsteinen, die zwischen 50 bis 80 kg und
gelegentlich bis 120 kg wiegen wÃ¼rden, sowie der langjÃ¤hrigen, 2001
beginnenden Anamnese, seien die medizinischen Kriterien fÃ¼r die Anerkennung
einer Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur BKV gegeben. Warum Dr. Wo.
in seinen beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen ein anderes Ergebnis angenommen
habe, kÃ¶nne er nicht nachvollziehen.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt im Wesentlichen vor, das aussagekrÃ¤ftige Gutachten von Prof.
Dr. Schl. begrÃ¼nde nachvollziehbar, dass er an einer berufsbedingten Erkrankung
nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur BKV leide.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg vom 12. Juni 2018 und den
Bescheid vom 17. Oktober 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
20. Juli 2017 aufzuheben sowie die Beklagte zu verpflichten, bei ihm eine
Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung
festzustellen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Sie trÃ¤gt im Wesentlichen vor, Prof. Dr. Schl. habe sein Gutachten nicht erkennbar
nach MaÃ�gabe der Konsensempfehlungen erstellt. Das von ihm in Bezug
genommene Merkblatt zu der streitgegenstÃ¤ndlichen Berufskrankheit enthalte
zwar Kriterien fÃ¼r die Ã�rzteschaft zur Erstellung einer Verdachtsanzeige. FÃ¼r
die Beurteilung des Kausalzusammenhanges seien hingegen die
Konsensempfehlungen einschlÃ¤gig.

Der KlÃ¤ger hat am 24. Juli 2019 und die Beklagte am Folgetag ihr EinverstÃ¤ndnis
zu einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung erteilt.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes sowie des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Gerichtsakten beider Instanzen und die Verwaltungsakte der
Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers, Ã¼ber die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden kann (Â§ 124 Abs. 2 SGG), ist form-
und fristgerecht (Â§ 151 Abs. 1 1 i. V. m. Â§ 105 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3 Halbsatz 1
SGG) eingelegt worden sowie im Ã�brigen zulÃ¤ssig, insbesondere statthaft (Â§ 143
, Â§ 144 Abs. 1 SGG), aber unbegrÃ¼ndet.

Gegenstand des Berufungsverfahrens ist der angefochtene Gerichtsbescheid des SG
vom 12. Juni 2018, mit dem die als kombinierte Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, Â§ 56 SGG) erhobene Klage, mit welcher
der KlÃ¤ger unter Aufhebung des Bescheides vom 17. Oktober 2016 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 20. Juli 2017 (Â§ 95 SGG) die Anerkennung der
Listen-Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur BKV ("Bandscheibenbedingte
Erkrankungen der LendenwirbelsÃ¤ule durch langjÃ¤hriges Heben oder Tragen
schwerer Lasten oder durch langjÃ¤hrige TÃ¤tigkeiten in extremer
Rumpfbeugehaltung, die zur Unterlassung aller TÃ¤tigkeiten gezwungen haben, die
fÃ¼r die Entstehung, die Verschlimmerung oder das Wiederaufleben der Krankheit
ursÃ¤chlich waren oder sein kÃ¶nnen") begehrte, abgewiesen wurde.
MaÃ�gebender Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist fÃ¼r
diese Klageart der Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung in den
Tatsacheninstanzen (vgl. BSG, Urteil vom 2. September 2009 â�� B 6 KA 34/08 R -, 
BSGE 104, 116 (124); Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt,
Kommentar zum SGG, 12. Aufl. 2017, Â§ 54 Rz. 34), ohne eine solche derjenige der
Entscheidung.

Die Berufung ist mangels BegrÃ¼ndetheit der Klage nicht begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger
hat keinen Anspruch auf die behÃ¶rdliche Feststellung der Berufskrankheit nach Nr.
2108 der Anlage 1 zur BKV aus Â§ 102 in Verbindung mit Â§ 9 Abs. 1 Siebtes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VII; vgl. BSG, Urteil vom 27. MÃ¤rz 2012 â�� B 2 U 7/11 R -,
SozR 4-2700 Â§ 2 Nr. 19, Rz. 8). Der angefochtene Verwaltungsakt ist rechtmÃ¤Ã�ig
und verletzt ihn nicht in seinen Rechten (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG).

Die Beklage ist passivlegitimiert, also richtige Anspruchsgegnerin. Die
ZustÃ¤ndigkeit bei Berufs-krankheiten richtet sich, wenn die gefÃ¤hrdende
TÃ¤tigkeit fÃ¼r mehrere Unternehmen ausgeÃ¼bt wurde, fÃ¼r die verschiedene
TrÃ¤gerinnen der gesetzlichen Unfallversicherung zustÃ¤ndig sind, nach dem
Unternehmen, in dem die gefÃ¤hrdende TÃ¤tigkeit zuletzt ausgeÃ¼bt wurde, was
sich mittlerweile aus Â§ 134 Abs. 1 Satz 1 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII)
ergibt, als ungeschriebener allgemeiner Rechtssatz aber bereits fÃ¼r
VersicherungsfÃ¤lle vor seinem Inkrafttreten galt (Bayerisches LSG, Urteil vom 25.
November 2015 â�� L 2 U 526/11 -, juris, Rz. 37; Ricke, in: Kasseler Kommentar
zum Sozialversicherungsrecht, Stand: Mai 2017, Â§ 134 SGB VII, Rz. 1). Die Beklagte
ist fÃ¼r MP, in denen der KlÃ¤ger als BeschÃ¤ftigter (Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII) ab
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August 1991 beruflich tÃ¤tig und damit versichert war, verbandszustÃ¤ndig (vgl. Â§
3 Abs. 1 ihrer Satzung). Allein hierauf fÃ¼hrt er beruflich bedingten Einwirkungen
auf die LendenwirbelsÃ¤ule zurÃ¼ck. Es bestand damit bereits keine
ZustÃ¤ndigkeit einer anderen Berufsgenossenschaft.

Der geltend gemachte Anspruch richtet sich nach den am 1. Januar 1997 in Kraft
getretenen Be-stimmungen des SGB VII, da die arbeitsmedizinische
Unterlassungsnotwendigkeit ("Unterlassungszwang") bei der
streitgegenstÃ¤ndlichen Berufskrankheit Tatbestandsvoraussetzung (vgl. hierzu
BSG, Urteil vom 22. MÃ¤rz 2011 â�� B 2 U 4/10 R -, SozR 4-5671 Â§ 3 Nr. 5, Rz. 28)
und vorliegend erst nach dem 31. Dezember 1996 erfÃ¼llt ist (vgl. Â§ 212 SGB VII;
Art. 36 Unfallversicherungs-Einordnungsgesetz (UVEG), BGBl I 1996, S. 1254). Die
im Sinne der Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur BKV die
LendenwirbelsÃ¤ule belastende BeschÃ¤ftigung bei MP Ã¼bte er bis Mitte Februar
2016 aus, bevor er dauerhaft arbeitsunfÃ¤hig erkrankte. Der Leistungsfall kann
somit erst nach 1996 eingetreten sein.

Nach Â§ 9 Abs. 1 SGB VII sind Berufskrankheiten Krankheiten, welche die
Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrats als
Berufskrankheiten bezeichnet (Listen-Berufskrankheiten) und die Versicherte infolge
einer den Versicherungsschutz nach den Â§ 2, Â§ 3 oder Â§ 6 SGB VII
begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit erleiden (Satz 1). Die Bundesregierung ist ermÃ¤chtigt,
in der Rechtsverordnung solche Krankheiten als Berufskrankheiten zu bezeichnen,
die nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft durch besondere
Einwirkungen verursacht sind, denen bestimmte Personengruppen durch ihre
versicherte TÃ¤tigkeit in erheblich hÃ¶herem Grad als die Ã¼brige BevÃ¶lkerung
ausgesetzt sind; sie kann Berufskrankheiten auf bestimmte GefÃ¤hrdungsbereiche
beschrÃ¤nken oder mit dem Zwang zur Unterlassung einer gefÃ¤hrdenden
TÃ¤tigkeit versehen (Satz 2). FÃ¼r die Feststellung einer Listen-Berufskrankheit ist
im Regelfall erforderlich, dass die Verrichtung einer grundsÃ¤tzlich versicherten
TÃ¤tigkeit (sachlicher Zusammenhang) zu Einwirkungen von Belastungen,
Schadstoffen oder Ã�hnlichem auf den KÃ¶rper gefÃ¼hrt hat
(EinwirkungskausalitÃ¤t) und die Einwirkungen eine Krankheit verursacht haben
(haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t). Dass die berufsbedingte Erkrankung
gegebenenfalls den Leistungsfall auslÃ¶sende Folgen nach sich zieht
(haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t), ist keine Voraussetzung einer Listen-
Berufskrankheit. Dabei mÃ¼ssen die "versicherte TÃ¤tigkeit", die "Verrichtung", die
"Einwirkungen" und die "Krankheit" im Sinne des Vollbeweises, also mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, vorliegen. FÃ¼r die nach der Theorie der
wesentlichen Bedingung zu beurteilenden UrsachenzusammenhÃ¤nge genÃ¼gt
indes die hinreichende Wahrscheinlichkeit, nicht allerdings die bloÃ�e MÃ¶glichkeit
(vgl. BSG, Urteil vom 15. September 2011 â�� B 2 U 25/10 R -, SozR 4-5671 Anl. 1
Nr. 4111 Nr. 3, Rz. 14 m. w. N.).

Die die LendenwirbelsÃ¤ule belastende berufliche TÃ¤tigkeit Ã¼bte der KlÃ¤ger
zwar von August 1991 bis Mitte Februar 2016 aus, als er dauerhaft arbeitsunfÃ¤hig
erkrankte, weshalb sie langjÃ¤hrig im Sinne des Tatbestandes der Listen-
Berufskrankheit, deren Feststellung der KlÃ¤ger begehrt, erfolgten (vgl. BSG, Urteil
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vom 23. April 2015 â�� B 2 U 20/14 R -, BSGE 118, 267 (272) m. w. N.).
UnabhÃ¤ngig der weiteren arbeitstechnischen Voraussetzungen, insbesondere der
kumulativen Einwirkungsbelastung durch Hebe- und TragevorgÃ¤nge oder
TÃ¤tigkeiten in extremer Rumpfbeugehaltung, liegen indes die gleichzeitig
erforderlichen arbeitsmedizinischen nicht vor.

FÃ¼r die Anerkennung einer Berufskrankheit ist neben der KausalitÃ¤t zwischen der
versicherten TÃ¤tigkeit und den schÃ¤digenden Einwirkungen, also der
EinwirkungskausalitÃ¤t, ein Ursachenzusammenhang zwischen den Einwirkungen
und der Erkrankung erforderlich. FÃ¼r die Berufskrankheit nach Nr. 2108 der
Anlage 1 zur BKV bedeutet dies, dass die Erkrankung der LendenwirbelsÃ¤ule des
KlÃ¤gers durch langjÃ¤hriges schweres Heben und Tragen oder TÃ¤tigkeiten in
extremer Rumpfbeugehaltung im Rahmen seiner versicherten TÃ¤tigkeiten
verursacht worden sein muss. FÃ¼r den Ursachenzusammenhang zwischen
Einwirkung und Erkrankung gilt im Recht der Berufskrankheiten, wie auch sonst in
der gesetzlichen Unfallversicherung, die Theorie der wesentlichen Bedingung, die
zunÃ¤chst auf der naturwissenschaftlich-philosophischen Bedingungs-theorie
beruht, nach der jedes Ereignis Ursache eines Erfolgs ist, das nicht hinweggedacht
werden kann, ohne dass der Erfolg entfiele (sog. "conditio-sine-qua-non"). Steht die
versicherte TÃ¤tigkeit als eine der (Wirk-)Ursachen fest, muss auf der zweiten Stufe
die Einwirkung rechtlich unter WÃ¼rdigung auch aller auf der ersten Stufe
festgestellten mitwirkenden unversicherten Ursachen die Realisierung einer in den
Schutzbereich des jeweils erfÃ¼llten Versicherungstatbestandes fallenden Gefahr
sein. Die Wesentlichkeit der (Wirk-)Ursache ist zusÃ¤tzlich und eigenstÃ¤ndig nach
MaÃ�gabe des Schutzzweckes der jeweils begrÃ¼ndeten Versicherung zu
beurteilen (BSG, Urteil vom 23. April 2015 â�� B 2 U 10/14 R -, BSGE 118, 255 (258)
m. w. N.).

Der Ursachenzusammenhang zwischen den gefÃ¤hrdenden Einwirkungen im Sinne
der Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur BKV und der
bandscheibenbedingten Erkrankung des KlÃ¤gers im Bereich der
LendenwirbelsÃ¤ule besteht nicht. Die arbeitsmedizinischen Voraussetzungen
betreffen zwei Aspekte der Anerkennungsvoraussetzungen, zum einen die
tatbestandlich vorausgesetzte Krankheit und zum anderen das Schadensbild,
welches mit der rechtlich-wesentlichen Verursachung dieser Krankheit durch die
beruflichen Einwirkungen zumindest im Einklang steht (BSG, Urteil vom 23. April
2015 â�� B 2 U 10/14 R -, BSGE 118, 255 (259 f.) m. w. N.). Die
Konsensempfehlungen von 2005 (Bolm-Audorff et al., Medizinische
Beurteilungskriterien zu bandscheibenbedingten Berufskrankheiten der
LendenwirbelsÃ¤ule, Trauma und Berufskrankheit 2005/3, S. 211, 216 ff., 228 ff.)
bilden hierfÃ¼r weiterhin den aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand ab (vgl.
hierzu BSG, Urteile vom 9. Mai 2006 â�� B 2 U 1/05 R -, BSGE 96, 196 (200 f.) und
vom 23. April 2015 â�� B 2 U 10/14 R -, BSGE 118, 255 (260 ff.) sowie vom 6.
September 2018 â�� B 2 U 10/17 R -, SozR 4-5671 Anl. 1 zu Nr. 2108 Nr. 9, Rz. 25
und B 2 U 13/17 R â�� SozR 4-5671 Anl. 1 zu Nr. 2108 Nr. 10, Rz. 21), welcher
wegen des fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage bei der vorliegenden
Verpflichtungsklage maÃ�geblichen Zeitpunktes der Entscheidung, sofern keine
mÃ¼ndliche Verhandlung durchgefÃ¼hrt wird, zu berÃ¼cksichtigen ist.

                               8 / 9

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2020/14%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20118,%20267
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2010/14%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20118,%20255
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2010/14%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20118,%20255
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%201/05%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2096,%20196
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2010/14%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20118,%20255
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2010/17%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%2013/17%20R


 

Danach besteht der Ursachenzusammenhang zwischen den gefÃ¤hrdenden
Einwirkungen im Sinne der Berufskrankheit nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur BKV und
der bandscheibenbedingten Erkrankung des KlÃ¤gers im Bereich der
LendenwirbelsÃ¤ule nicht. Zur BegrÃ¼ndung nimmt der Senat auf die
AusfÃ¼hrungen hierzu in der angefochtenen Entscheidung des SG Bezug und sieht
von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab (Â§ 153 Abs. 2 SGG).
Der SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. Schl. kommt zwar zum gegenteiligen Ergebnis, ohne
allerdings die Konsensempfehlungen zu berÃ¼cksichtigen, weshalb sein Gutachten
den Senat nicht Ã¼berzeugte.

Nach alledem war die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht vorliegen.

Erstellt am: 10.03.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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